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Darum geht es

Mit Beschluss vom 27. Juni 2017 stellte die 
Kommission fest, dass Google in 13 Län-
dern des Europäischen Wirtschaftsraums 
auf seiner Seite für allgemeine Sucher-
gebnisse die Ergebnisse seines eigenen 
Preisvergleichsdienstes gegenüber den-
jenigen konkurrierender Preisvergleichs-
dienste bevorzugt habe. Google präsen-
tierte die Suchergebnisse seines Preisver-
gleichsdienstes an oberster Stelle und – 
mit attraktiven Bild- und Textinformatio-
nen versehen – hervorgehoben in „Boxen“.
Die Suchergebnisse konkurrierender Preis-

vergleichsdienste erschienen dagegen nur 
an nachrangiger Stelle in Form blauer Links 
und konnten deshalb – anders als die Er-
gebnisse des eigenen Preisvergleichs-
dienstes – von Ranking-Algorithmen auf 
den allgemeinen Suchergebnisseiten von 
Google herabgestuft werden.

Die Kommission gelangte zu dem Ergeb-
nis, dass Google seine beherrschende
Stellung auf den Märkten für allgemeine 
Online-Suchdienste und für spezielle Wa-
rensuchdienste missbraucht habe, und
verhängte daher eine Geldbuße in Höhe 
von 2.424.495.000 Euro, für die Alpha-

Hintergrund

2017 verhängte die EU-Kommission eine 
Geldbuße von etwa 2,4 Mrd. Euro gegen 
Google, weil das Unternehmen seine be-
herrschende Stellung auf mehreren natio-
nalen Märkten für Online-Suchdienste miss-
braucht habe, indem es den eigenen Preis-
vergleichsdienst gegenüber denjenigen der
Wettbewerber begünstigt habe. Da das 
Gericht diesen Beschluss im Wesentlichen 
bestätigte, legten Google und Alphabet 
ein Rechtsmittel beim Gerichtshof ein. 
Dieser weist das Rechtsmittel zurück und 
bestätigt damit das Urteil des Gerichts.

Urteil in der Rechtssache C-48/22P Google und Alphabet gegen die EU-Kommission

EuGH bestätigt Geldbuße gegen Google
Der Europäische Gerichtshof hat die Geldbuße von 2,4 Milliarden Euro, die gegen Google wegen Missbrauchs seiner 
beherrschenden Stellung durch Begünstigung des eigenen Preisvergleichsdienstes verhängt wurde, bestätigt. Gleich-
zeitig weist der EuGH die Rechtsmittel von Google und Alphabet zurück.
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bet als Alleingesellschafterin von Google 
in Höhe von 523.518.000 Euro gesamt-
schuldnerisch haftet.

Kommissionsbeschluss 
angefochten

Google und Alphabet fochten den Be-
schluss der Kommission vor dem Gericht 
der Europäischen Union an. Mit Urteil vom 
10. November 2021 wies das Gericht die 
Klage im Wesentlichen ab und bestätigte 
insbesondere die Geldbuße. 

Das Gericht hielt es dagegen nicht für er-
wiesen, dass das Verhalten von Google 
auch nur potenzielle wettbewerbswidrige 
Auswirkungen auf den Markt für allge-
meine Suchdienste hatte. Daher erklärte 
es den Beschluss für nichtig, soweit die 
Kommission darin auch in Bezug auf die-
sen Markt eine Zuwiderhandlung gegen 
das Verbot des Missbrauchs einer beherr-
schenden Stellung festgestellt hatte. 

Google und Alphabet haben daraufhin ein 
Rechtsmittel beim Gerichtshof eingelegt, 
mit dem sie beantragen, das Urteil des 
Gerichts aufzuheben, soweit ihre Klage 

abgewiesen wurde, und den Kommissions-
beschluss für nichtig zu erklären. 

EuGH: Missbräuchliche 
Ausnutzung

Mit dem Urteil vom 10. September 2024 
weist der Gerichtshof das Rechtsmittel 
zurück und bestätigt damit das Urteil des 
Gerichts. Der Gerichtshof weist darauf hin, 
dass das Unionsrecht nicht das Vorliegen 
einer beherrschenden Stellung selbst be-
anstandet, sondern nur deren missbräuch-
liche Ausnutzung. 

Konkret sind Verhaltensweisen von Unter-
nehmen in beherrschender Stellung ver-
boten, die den Leistungswettbewerb be-
schränken und somit geeignet sind, einzel- 
nen Unternehmen und Verbrauchern zu 
schaden. Dazu gehören Verhaltensweisen, 
die durch den Einsatz anderer Mittel als 
denen eines Leistungswettbewerbs die 
Aufrechterhaltung oder die Entwicklung 
des Wettbewerbs auf einem Markt be-
hindern, auf dem der Grad des Wettbewer-
bes gerade wegen der Anwesenheit eines 
oder mehrerer Unternehmen in beherr-
schender Stellung bereits geschwächt ist.

Zwar kann, so der Gerichtshof, nicht gene-
rell davon ausgegangen werden, dass ein 
beherrschendes Unternehmen, das seine 
eigenen Waren oder Dienstleistungen 
günstiger behandelt als diejenigen seiner 
Wettbewerber, unabhängig von den Um-
ständen des Einzelfalls ein vom Leistungs-
wettbewerb abweichendes Verhalten an 
den Tag legt. Im vorliegenden Fall hat das 
Gericht jedoch zu Recht festgestellt, dass 
das Verhalten von Google in Anbetracht 
der Merkmale des Marktes und der spe-
zifischen Umstände des Falles diskriminie-
rend ist und nicht dem Leistungswett- 
bewerb entspricht.

Hinweis

Gegen ein Urteil oder einen Beschluss 
des Gerichts kann beim Gerichtshof ein 
auf Rechtsfragen beschränktes Rechts-
mittel eingelegt werden. Das Rechtsmit-
tel hat grundsätzlich keine aufschiebende 
Wirkung. Ist das Rechtmittel zulässig und 
begründet, hebt der Gerichtshof die Ent-
scheidung des Gerichts auf. Ist die Rechts-
sache zur Entscheidung reif, kann der 
Gerichtshof den Rechtsstreit selbst ent-
scheiden. Andernfalls verweist er die 
Rechtssache an das Gericht zurück, das 
an seine Entscheidung über das Rechts-
mittel gebunden ist.

Quelle: PM des EuGH vom 10.9.2024
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